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Rückschau Umweltrecht – Bundesparlament 

FRÜHJAHRSSESSION 2024 

26. FEBRUAR –  15. MÄRZ 

Nationalrat 
 

20.433 
Parlamentarische 
Initiative 

Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken 
 
 
 

Die Vorlage zielt auf eine enge und starke Zusammenarbeit mit der Wirtschaft ab. Regulatorische Hürden oder 
administrative Hemmnisse sollen verringert sowie Branchenvereinbarungen und freiwillige Massnahmen von 
Unternehmen gestärkt werden. Eine effiziente Nutzung von Ressourcen soll insbesondere damit angestrebt 
werden, dass der Bundesrat neu Anforderungen an die Lebensdauer oder die Reparierbarkeit von Produkten 
stellen kann, zum Beispiel in Bezug auf die Anzahl Ladezyklen von Batterien oder die Verfügbarkeit von 
Ersatzteilen. Einen weiteren Schwerpunkt setzt die Kommission auf ressourcenschonendes Bauen. Gestärkt 
werden sollen etwa die Verwendung umweltfreundlicher Baustoffe und die Trennbarkeit der unterschiedlichen 
Bauteile.  
 
Annahme in der Schlussabstimmung 

22.061 
Geschäft des 
Bundesrates 

CO2-Gesetz für die Zeit nach 2024. 
Revision  

Klimapolitik: Bundesrat verabschiedet Botschaft zum revidierten CO2-Gesetz: Der Bundesrat will den 
Treibhausgas-Ausstoss bis 2030 halbieren und das Klimaziel 2030 erreichen. Er hat zu diesem Zweck am 16. 
September 2022 die Botschaft zum revidierten CO2-Gesetz für die Zeit von 2025 bis 2030 verabschiedet. Die 
Vorlage nimmt die Bedenken bei der letzten Revision auf und enthält keine neuen oder höheren Abgaben. 
Stattdessen setzt sie auf eine gezielte Förderung, um Investitionen in klimafreundliche Lösungen zu lenken. Im 
Vordergrund stehen Massnahmen, die es der Bevölkerung ermöglichen, den CO2-Ausstoss zu senken. Gleichzeitig 
stärkt die Vorlage die Schweizer Energieversorgung und reduziert die Abhängigkeit der Schweiz von Öl und 
Erdgas. 

Annahme in der Schlussabstimmung 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200433
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220061
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Nachfolgend einige wichtige Beschlüsse: 
REDUKTIONSZIEL: Bis 2030 soll der Schweizer Treibhausgas-Ausstoss gegenüber 1990 um die Hälfte sinken. Der 
Ständerat setzte sich durch, der wie der Bundesrat eine Reduktion in erster Linie im Inland wollte, aber ohne eine 
konkrete Quote ins Gesetz zu schreiben. Eine solche soll der Bundesrat per Verordnung festlegen können. In der 
Version des Ständerates wird das Potenzial für den Inland-Anteil bei rund zwei Dritteln gesehen.  
 
FAHRZEUG-GRENZWERTE: Neue Personenwagen dürfen ab 2030 höchstens 49,5 Gramm CO2 pro Kilometer 
ausstossen und neue Lieferwagen und leichte Sattelschlepper noch maximal 90,6 Gramm. Reduktionsziele gibt es 
auch für schwere Fahrzeuge. 
 
CO2-ABGABE: Die CO2-Abgabe bleibt bei 120 Franken pro Tonne CO2. Beide Räte wollen zudem bis zu einem 
Drittel der Einnahmen aus der Abgabe in das Gebäudeprogramm, die Förderung von erneuerbarer Energie und in 
Technologien zur Verminderung der Treibhausgase investieren. 
 
TREIBSTOFFE: Verzichtet haben beide Räte auf die vom Bundesrat beantragte Überführungspflicht von 
erneuerbaren Treibstoffen 
 
SCHWERVERKEHRSABGABE: Bei der Befreiung von Lastwagen mit alternativen Treibstoffen von der 
Leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) bleibt es beim geltenden Recht.  
 
FLUGVERKEHR: In der Schweiz getanktem Kerosin müssen erneuerbare Treibstoffe beigemischt werden. Das 
Parlament will die Beimischquote im Flugverkehrsabkommen mit der EU regeln. Beide Räte haben beschlossen, 
dass auf Flugtickets die Emissionen in CO2-Äquivalenten für den jeweiligen Flug vermerkt werden. Eine Abgabe 
pro Flug mit Business- oder Privatjets haben beide Kammern abgelehnt. 
 
UNTERNEHMEN: Grundsätzlich alle Unternehmen und nicht wie heute bestimmte Branchen sollen sich von der 
CO2-Abgabe befreien können, wenn sie im Gegenzug eine Verpflichtung zur Verminderung ihres CO2-Ausstosses 
eingehen. Die Verminderungsverpflichtungen sind bis 2040 befristet. Drei Jahre ab deren Beginn müssen die 
Unternehmen einen Dekarbonisierungsplan einreichen und diesen dann regelmässig aktualisieren. 
 
FINANZMARKT: Die Finanzmarktaufsicht Finma und die Nationalbank müssen regelmässig Bericht erstatten über 
die Prüfung von klimabedingten finanziellen Risiken, etwa häufigere Unwetter und Dürren. Das Parlament fordert 
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nicht nur regelmässige Berichte zu Prüfungsergebnissen, sondern auch Berichte über allfällige Massnahmen für 
das Finanzsystem. 
 

23.030 
Geschäft des 
Bundesrates 

Bundesgesetz über den Wasserbau  Bundesrat verabschiedet die Botschaft zur Teilrevision des Wasserbaugesetzes: Der Hochwasserschutz ist im 
Bundesgesetz über den Wasserbau (WBG) geregelt. Der Bundesrat will das WBG überarbeiten und an neue 
Herausforderungen anpassen. Dazu gehören der Klimawandel und die wachsende Besiedlung der Schweiz. Das in 
der Praxis bewährte integrale Risikomanagement im Umgang mit Naturgefahren soll im WBG verankert werden. 
Der Bundesrat will mit dem Gesetz den Lebens- und Wirtschaftraum Schweiz schützen sowie die Sicherheit und 
damit den Wohlstand garantieren. Er hat am 10. März 2023 die Botschaft zur Teilrevision des WBG verabschiedet. 
Das WBG stammt aus dem Jahr 1991.  

Der Wasserbau sowie die Naturgefahren sind auf Bundesebene in verschiedenen Gesetzen geregelt. Damit sie auf 
dem gleichen Stand sind, schlägt der Bundesrat auch punktuelle Anpassungen im Waldgesetz und im 
Gewässerschutzgesetz vor. 

Annahme in der Schlussabstimmung 

22.085 
Geschäft des 
Bundesrates 

Umweltschutzgesetz. Änderung 
▪ Lärm 
▪ Altlasten 
▪ Umweltstrafrecht 
▪ VOC-Abgabe 

Altlasten, Lärmschutz und Umweltstrafrecht: Bundesrat verabschiedet Botschaft zur Änderung des 
Umweltschutzgesetzes 

Der Bundesrat hat am 16. Dezember 2022 dem Parlament die Botschaft zur Änderung des Umweltschutzgesetzes 
(USG) überwiesen. Er will damit die Sanierung von belasteten Standorten vorantreiben. Weitere 
Gesetzesanpassungen betreffen die bessere Abstimmung von Lärmschutz und Siedlungsentwicklung sowie die 
Verschärfung des Umweltstrafrechts bei organisierter Kriminalität. 

Bei den Altlasten will der Bundesrat Anreize schaffen, damit öffentliche und private Böden möglichst rasch saniert 
werden. Insbesondere Kinderspielplätze können durch frühere Düngungen der Böden und Luftverschmutzung 
belastet sein. Mit der Revision des Umweltschutzgesetzes (USG) sollen die Untersuchung und Sanierung 
öffentlicher Kinderspielplätze und Grünflächen verbindlich geregelt werden. Die Kosten der Sanierung würden zu 
60 Prozent durch den Altlasten-Fonds der Verordnung über die Abgabe zur Sanierung von Altlasten (VASA) 
erfolgen. Dieser Fonds wird seit 2001 mit Abgaben auf die deponierten Abfälle gespeist. Die Untersuchung und 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230030
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220085
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Sanierung privater Kinderspielplätze und Hausgärten bleibt freiwillig. Bei Privaten ist eine finanzielle Beteiligung 
des VASA-Fonds von 40 Prozent an den Sanierungskosten vorgesehen. 

Standorte, welche durch ehemalige Deponien oder frühere industrielle Aktivitäten belastet sind, sollen generell 
schneller untersucht und saniert werden. Der Bund will die Subventionierung der Untersuchungen bis 2032 und 
der Sanierung von Altlasten bis 2045 beschränken. Im Gegenzug wird der Bund administrative Aufgaben der 
Kantone pauschal abgelten. Und bei Sanierungen von Standorten mit unbekannten, nicht mehr existierenden 
oder zahlungsunfähigen Verursachern übernimmt er die Kosten der Kantone neu zu 60 Prozent, statt wie bisher 
zu 40 Prozent. 

300-Meter-Schiessanlagen sind mit Schwermetallen wie Blei belastet. Künftig soll nicht mehr pauschal jede 
Scheibe abgegolten werden. Der Bund wird neu stattdessen generell 40 Prozent dieser Untersuchungs- und 
Sanierungskosten übernehmen. 

Lärmschutz und Siedlungsentwicklung besser aufeinander abstimmen 

Mit der Gesetzesänderung sollen die Planung und der Bau von Wohnungen besser mit dem Lärmschutz 
abgestimmt werden. Für Baubewilligungen würden die lärmrechtlichen Kriterien neu bereits im Bundesgesetz 
aufgelistet. Dies erhöht die Rechtssicherheit. Bei der Planung von zusätzlichem Wohnraum in bereits überbauten 
Gebieten sollen Freiräume für die Erholung geschaffen und weitere Massnahmen für den Schutz der Ruhe 
vorgesehen werden. Mit diesen Anpassungen kann die Siedlungsentwicklung nach innen gefördert und ein 
angemessener Lärmschutz gewährleistet werden. 

Aktualisierung des Umweltstrafrechts 

Die Umweltkriminalität hat sich im letzten Jahrzehnt zu einem Milliardengeschäft und einem der grössten 
Tätigkeitsbereiche der organisierten Kriminalität entwickelt. Deshalb sollen die Strafbestimmungen des USG 
verschärft werden. Vorgesehen ist, das Strafmass für schwere Delikte anzuheben. Zudem soll mit einer neuen 
Bestimmung über den Informationsaustausch die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Strafverfolgungs- 
und Umweltbehörden gefördert werden. 

Nationalrat: Abweichung 

Stand der Beratungen: UREK-S; siehe dazu die Medienmitteilung vom 22. März 2024 

https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-urek-s-2024-03-22.aspx
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Ständerat 
 

20.433 
Parlamentarische 
Initiative 

 

Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken  

 

Der Nationalrat hat Änderungen im Umweltschutzgesetz beschlossen, um die Kreislaufwirtschaft zu stärken und 
Abfall zu vermeiden. Im Zentrum der Vorlage steht die Förderung von Wiederverwendung und Recycling. Der 
Bundesrat soll Anforderungen an die Lebensdauer von Produkten festlegen können. Der Nationalrat befürwortet 
zudem einen "Reparatur-Index" zur Anzeige der Reparierbarkeit von Produkten. Das Einsammeln von Abfällen soll 
liberalisiert werden, indem private Anbieter ohne Gemeindekonzession wiederverwertbare Materialien von 
Haushalten sammeln dürfen. 

Annahme in der Schlussabstimmung 

22.061 
Geschäft des 
Bundesrates 
 

CO2-Gesetz für die Zeit nach 2024. 
Revision  

 

 

Klimapolitik: Bundesrat verabschiedet Botschaft zum revidierten CO2-Gesetz: Der Bundesrat will den 
Treibhausgas-Ausstoss bis 2030 halbieren und das Klimaziel 2030 erreichen. Er hat zu diesem Zweck am 16. 
September 2022 die Botschaft zum revidierten CO2-Gesetz für die Zeit von 2025 bis 2030 verabschiedet. Die 
Vorlage nimmt die Bedenken bei der letzten Revision auf und enthält keine neuen oder höheren Abgaben. 
Stattdessen setzt sie auf eine gezielte Förderung, um Investitionen in klimafreundliche Lösungen zu lenken. Im 
Vordergrund stehen Massnahmen, die es der Bevölkerung ermöglichen, den CO2-Ausstoss zu senken. Gleichzeitig 
stärkt die Vorlage die Schweizer Energieversorgung und reduziert die Abhängigkeit der Schweiz von Öl und 
Erdgas. 

Annahme in der Schlussabstimmung 

23.030 
Geschäft des 
Bundesrates 
 

Bundesgesetz über den Wasserbau 

 

 

Bundesrat verabschiedet die Botschaft zur Teilrevision des Wasserbaugesetzes: Der Hochwasserschutz ist im 
Bundesgesetz über den Wasserbau (WBG) geregelt. Der Bundesrat will das WBG überarbeiten und an neue 
Herausforderungen anpassen. Dazu gehören der Klimawandel und die wachsende Besiedlung der Schweiz. Das in 
der Praxis bewährte integrale Risikomanagement im Umgang mit Naturgefahren soll im WBG verankert werden. 
Der Bundesrat will mit dem Gesetz den Lebens- und Wirtschaftraum Schweiz schützen sowie die Sicherheit und 
damit den Wohlstand garantieren. Er hat am 10. März 2023 die Botschaft zur Teilrevision des WBG verabschiedet. 

Annahme in der Schlussabstimmung 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200433
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220061
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230030
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21.4516 

Motion 

Hierarchie des Strassennetzes 
innerorts und ausserorts sichern 

Der Bundesrat wird beauftragt, die Bestimmungen des Strassenverkehrsgesetzes (SVG; SR 741.01) so anzupassen, 
dass die Hierarchie und die verschiedenen Funktionen des Schweizer Strassennetzes innerorts und ausserorts 
respektiert werden. Die neuen Bestimmungen sollen nicht nur die Funktionen der verschiedenen Strassen 
erhalten, wie sie in den VSS-Normen festgelegt sind, sondern auch die entsprechenden 
Geschwindigkeitsbegrenzungen, insbesondere 50 km/h auf den innerörtlichen verkehrsorientierten Strassen und 
die Möglichkeit, die Geschwindigkeit auf 30 km/h auf Siedlungsstrassen zu reduzieren. Diese gesetzliche 
Klarstellung wird in der Folge eine Revision der Verordnung zum Strassenverkehrsgesetz bezüglich der 
Bezeichnung der innerörtlichen Strassen ermöglichen. 

Motion an den Bundesrat überwiesen. 

23.3498 
Motion 
 

Ehehafte Wasserrechte schützen und 
einen klaren Rahmen für die 
Anwendung der 
Restwasserbestimmungen schaffen 
 
 

Der Bundesrat wurde beauftragt, eine Gesetzesvorlage auszuarbeiten,  
- mit der der Bestand bestehender privater bzw. ehehafter Wasserrechte und die Möglichkeit von deren 
Aufnahme als selbständige und dauernde Rechte ins Grundbuch gesichert wird und 
- mit der geregelt wird, in welchem Zeitrahmen Wasserkraftwerke mit privaten Wasserrechten die 
Sanierungspflichten gemäss Art. 80 Abs. 1 - 3 GSchG bzw. die Restwasservorschriften nach Art. 31 ff. GSchG 
einhalten müssen. Dabei ist materiell möglichst eine Gleichbehandlung mit auf öffentlich-rechtlichen 
Konzessionen beruhenden Wasserkraftwerken anzustreben. 

06.06.2023: Nationalrat: Punkt 1 abgelehnt; Punkt 2 angenommen 
 
05.02.2024: Ständerat: Punkt 2 angenommen 

23.3022 
Motion 
 

Sicherung der Winterstromversorgung 
durch WKK-Anlagen 
 
 

03.05.2023: Nationalrat: Annahme 
 
05.03.2024: Ständerat: Annahme 
 

 
 
(Stand: 2. April 2024) 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214516
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233498
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233022
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